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Das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) erwartet
laut seiner kürzlich veröffentlichten
Konjunkturprognose für dieses Jahr
insgesamt noch eine Zunahme des deut-
schen Bruttoinlandsprodukts (BIP) um
1,6 Prozent, aber für nächstes Jahr

einen Rückgang um 1,0 Prozent. Das
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW)-Konjunkturbarometer
liegt aktuell bei 79,8 Punkten, wobei
100 Punkte für ein durchschnittliches
Wirtschaftswachstum stehen. „Der vom
russischen Präsidenten angezettelte
Krieg in der Ukraine und seine weit-
reichenden Folgen dürften 2022 und
2023 zu Wachstumsverlusten in
Deutschland von grob geschätzt fünf
Prozent des Bruttoinlandsprodukts füh-
ren“, sagte DIW-Konjunkturexperte
Guido Baldi kürzlich in einem Inter-
view. Der russische Angriff auf die
Ukraine am 24. Februar 2022 hat die
Hoffnung auf eine Erholung der deut-
schen Wirtschaft nach zwei Corona-
Jahren zunichtegemacht. Der Krieg und
seine Folgen verstärken die Probleme,
die Europas größte Volkswirtschaft
schon vorher belasteten. Allen voran
sind da die stark gestiegenen Energie-
preise sowie Engpässe bei wichtigen
Rohstoffen und Vorprodukten. Die Auf-
tragsbücher sind indessen weiterhin
kräftig gefüllt, auch wenn zuletzt weni-
ger neue Bestellungen eingingen.

ZINSEN FÜR RATENKREDITE
STEIGEN STARK
Infolge der Zinswende der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) haben sich
die Ratenkredite für Verbraucher deut-
lich verteuert. Laut Vergleichsportal
Verivox sind die Kredite im Markt-
durchschnitt um 35 Prozent gegenüber
dem Jahresanfang gestiegen. Anfang des
Jahres lagen die Ratenkreditzinsen laut
Auswertung von Verivox demnach noch
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: -21,26%
Jahresende: 15.884 Aktuell: 12.507
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ei 4,98 Prozent – und stiegen seitdem
uf aktuell 6,72 Prozent. „Nach jahrelan-
er Talfahrt erleben wir bei den Raten-
reditzinsen jetzt einen Anstieg von histo-
schem Ausmaß“, erklärte der Chef des
ergleichsportals Oliver Maier. Dabei
ielen die EZB-Entscheidungen seit Juli
atürlich“ eine wichtige Rolle. In Erwar-
ng der Zinswende habe der Zinsanstieg
doch bereits deutlich früher begonnen.
o stiegen die Ratenkreditzinsen bereits

Frühjahr und ein Ende ist aktuell laut
aier noch nicht in Sicht.

MW UND VW VERKAUFEN MEHR
UTOS IN DEN VEREINIGTEN STAA-
EN
artnäckige Lieferkettenprobleme wie

eispielsweise bei Computerchips brem-
n den US-Automarkt weiter aus. Dank

er hohen Nachfrage nach größeren Fahr-
eugen wie Stadtgeländewagen und Pick-
p-Trucks konnten einige Hersteller im
ritten Quartal dennoch deutliche Ver-
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: -18,85%
Jahresende: 36.338 Aktuell: 29.490
(03.10.2022 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
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aufszuwächse verbuchen. So steigerte
olkswagen den Absatz im dritten Quar-
l gegenüber dem Vorjahreszeitraum

m 12,0 Prozent auf 88.820 Neuwagen.
rund war vor allem ein starkes SUV-
eschäft mit den Modellen Atlas,
iguan und Taos, wie VW am vergange-
en Mittwoch mitteilte. Auch BMW
eigerte seine Verkäufe auf dem wich-
gen US-Markt zuletzt. In den vergan-
enen drei Monaten lieferte BMW dort
8.031 Neuwagen seiner Stammmarke
us und erhöhte den Absatz damit im
ahresvergleich um 3,2 Prozent. Trotz
er positiven Quartalsentwicklung ist
er US-Absatz von BMW seit Jahres-
eginn insgesamt um 5,3 Prozent ge-

nken – auch Volkswagen musste ins-
esamt seit Jahresanfang einen Rück-
ang der Verkäufe um 20,1 Prozent ver-
elden. Großer Gewinner auf dem US-
utomarkt ist General Motors (GM)
it einem Umsatzplus von 24 Prozent

uf 555.560 verkaufte Fahrzeuge.
Sozialethiker
V O N G I U S E P P E F R A N C O

Karl Popper, der Begründer des Kritischen
Rationalismus, ist in der sozialethischen
Diskussion noch nicht hinreichend gewür-
digt worden. Tatsächlich weisen seine
Konzepte eine besondere Nähe zum
christlichen Denken und Menschenrechts-
verständnis auf.
Aus Poppers Sicht kann die Idee der Ra-
tionalität durch nichts besser gekennzeich-
net werden als durch die Bereitschaft,
Kritik anzunehmen und Probleme zu lö-
sen. Er lehnt jegliche Formen des Relati-
vismus und Dogmatismus ab; seine wis-
senschaftstheoretische, antidogmatische
und kritische Einstellung hat er in die Ge-
biete von Politik und Gesellschaft über-
tragen und dadurch wurde sie zu dem
Fundament der „offenen Gesellschaften“.
Demokratie ist kein erreichter Zustand,
sondern ein offener Prozess: Die Offenheit
der „offenen Gesellschaft“ bezieht sich
darauf, dass sie gegenüber verschiedenen
Weltanschauungen und differierenden
Problemlösungsansätzen offen ist, weil das
die kritische, gewaltlose Diskussion und
die ständige Bereitschaft zu Reformen
fördert.
Popper erkennt an, dass wir zahlreiche
Ideale abendländischer Kultur, wie die der
Freiheit, der Toleranz, der Brüderlichkeit
und der Gleichheit, dem Christentum zu
verdanken hätten. Er vertrat einen Norm-
objektivismus, der die Möglichkeit der
theologischen beziehungsweise göttlichen
Begründung der ethischen Normen nicht
ausschließt. Er war der Ansicht, dass, ob-
wohl Normen Menschenwerke sind, diese
dennoch von uns kritisiert und verbessert
werden können. Daher können auch in der
Ethik Fortschritte gemacht sowie richtige
von falschen Normen unterschieden wer-
den. In einem Brief von 1981 an den So-
zialethiker Arthur Fridolin Utz drückte
Popper seine Sympathie für die Tradition
des Naturrechtsdenkens wegen ihrer hu-
manen und duldsamen Bedeutung aus:
„Ich glaube, dass man in der Rechtstheorie
vor allem zwischen zwei Dingen unter-
scheiden kann: dem Inhalt der vorgeschla-
genen Normen, und der Theorie der Be-
gründung der Normen. Das erste erscheint
mir bei weitem wichtiger zu sein als das
zweite (schwierigere). Mir war aus diesem
Grunde die Naturrechtsschule immer sehr
sympathisch.“
Poppers Philosophie bietet in unseren
heutigen Gesellschaften ein politisches
und humanitäres Programm, das nicht nur
allen Menschen gleiche Rechte einräumt,
sondern auch alle Menschen an ihre
Pflichten erinnert. Sie fordert, gemeinsam
politisch tätig zu werden gegen die Herr-
schaft einer ausufernden Bürokratie, gegen
die Armut und für den Weltfrieden, für die
Erziehung zur Gewaltlosigkeit und nicht
zuletzt – kontrolliert durch Verantwort-
lichkeit – für mehr Freiheit. Diese Ziele
sollen durch die Methode der „kleinen
Schritte“ realisiert werden.
In einer demokratischen Gesellschaft sind
Poppers kritische Methoden wichtig, um
ideologische Narrative zu entlarven, die
Urteilskraft der Menschen zu stärken und
eine freiheitliche Gesellschaft zu gestalten.

Der Autor ist Privatdozent an der
Theologischen Fakultät der Katholi-
schen Universität Eichstätt-Ingolstadt.
Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach.
Energie abhängig wurde
Vor knapp 50 Jahren stellte die Bundesrepublik einseitige und falsche Energieweichen V O N M A R C O F E T K E

H
ätte es Putins Angriffskrieg auf
die Ukraine und dessen Ener-
giekrieg gegen Europa nicht ge-
geben, wäre womöglich im

kommenden Jahr ein Jubiläum der beson-
deren Art gefeiert worden: Denn 1973 wur-
de die Transgas-Pipeline fertiggestellt –
über die Ukraine, die Slowakei und Tsche-

Preisstreitigkeiten zwischen Russland und
den Transitstaaten ging 2011 zusätzlich die
Pipeline Nord Stream 1 in Betrieb, die aber
nur knapp ein Drittel der russischen Erd-
gaslieferungen in die EU abdecken konnte.
Erst Nord Stream 2 sollte es Russland er-
lauben, Transitländer wie die Ukraine um-
gehen zu können. So wurde mit jeder neuen

scher Förderung. Während Russland seine
Gasexporte diversifizierte, tat Deutschland
das Gegenteil. Als maßgebliche Triebfeder
darf mit politischer Naivität gepaartes Pro-
fitstreben gelten: So kritisiert der ehemalige
Ruhrgas-Chef Burckhard Bergmann gegen-
über der „NZZ“ fehlende staatliche Rah-
menbedingungen einer an und für sich rich-

habe, „wenig innovativ“ gewesen sei. Und
das obwohl bereits die US-Regierung unter
Ronald Reagan, die Sanktionen gegen die
Transsibirische Pipeline verhängt hatte, vor
drohender Abhängigkeit warnte.

Von heimischer Förderung
Marktüberblick

chien konnte Europa so mit sibirischem
und zentralasiatischem Gas versorgt wer-
den. Im Jahr 1984 endete dann der Bau der
Transsibirischen Pipeline, die das sibirische
Gasfeld Urengoi mit der Ukraine verband.
Ab 2006 floss auch über die Jamal-Pipeline
russisches Gas durch Weißrussland und
Polen nach Europa. Wegen regelmäßiger
Pipeline der Import russischer Energie un-
abhängiger, Deutschland von demselben
aber immer abhängiger, bis dann zuletzt
mehr als 50 Prozent der Erdgaseinfuhren
aus Russland stammten.

Etwa ein halbes Jahrhundert zuvor ent-
stammte noch knapp die Hälfte des in
Deutschland verbrauchten Erdgases heimi-
tigen Liberalisierung des Gasmarkts. Doch
Deutschland war nicht nur blind gegenüber
Gefahren, sondern auch taub gegenüber
Warnungen: Gegenüber der „Tagespost“ be-
tont Nathalie Vogel vom Prager Thinktank
„European Values“, dass die Energiepolitik
der Bundesrepublik, die auf Erfahrungen
mit der Sowjetunion als Lieferant gesetzt
zur totalen Abhängigkeit
„Auch damals waren die politisch Bera-

tungsresistenten im Elysée-Palast und im
Kanzleramt zu finden.“ Nur hatte Frank-
reich noch seine Beziehungen zu den
Maghreb-Ländern und die Kernkraft. In
Deutschland hingegen verschlimmerte sich
die Lage mit „dem überstürzten, nicht nach-
vollziehbaren und schlecht vorbereiteten
Atomausstieg“. Trotz Warnungen aus den
USA gegenüber jeder deutschen Regierung
seit Reagan sei es, vor allem infolge der
Gazprom-Kooperation, zu einer „strategi-
schen Korruption“ gekommen, die den
Neologismus der „Schröderisierung“ inspi-
riert habe. Den „Alleingang der Merkel-Re-
gierung“ kennzeichne ein „für Berlin leider
typischer ,politischer Autismus‘, eine gewis-
se Unfähigkeit, einzusehen, dass man stra-
tegisch gesehen eine Gefahr für sich und für
andere darstellt“. In den steten Beteuerun-
gen Berlins, dass Nord Stream 2 ein rein
wirtschaftliches Projekt sei, erkennt Vogel
eine „Unart“. Auch eine gewisse Überheb-
lichkeit der Regierung Merkel gegenüber
den Warnungen ausländischer Vertreter sei,
so Vogel, nicht zu übersehen gewesen. „Man
hat in Zentraleuropa durchaus registriert,
mit welcher Arroganz Heiko Maas und
Christoph Heusgen bei der UN-Versamm-
lung auf die Warnungen des ehemaligen
US-Präsidenten bezüglich der drohenden
Energie-Abhängigkeit reagierten.“

Immer wieder hätten baltische, polnische
und auch skandinavische Regierungsvertre-
ter in Berlin wiederholt, dass Merkels Re-
gierung den Feldzug des Kremls gegen die
Ukraine finanziere. Darum legt Vogel
Deutschland nun „eine andere Art der
Außenpolitik, vor allem aber eine Reform
des Sicherheitsapparates“ nahe. Die deut-
schen Ökonomen Florian Follert und Wer-
ner Gleißner merken gegenüber der „Tages-
post“ zudem an, dass die zu einseitige Fo-
kussierung auf das Thema Klimawandel
vermutlich eine Entwicklung begünstigt
habe, die man als „Risikoblindheit“ bezeich-
nen könne. „Wichtige und bekannte geo-
politische Risiken wurden falsch bewertet
oder ausgeblendet, während anderen The-
men eine übermäßige Beachtung geschenkt
wurde.“ Und auch Follert und Gleißner
mahnen an, dass der Staat ein Risikoma-
nagement brauche. Dazu zähle unter ande-
rem eine systematische Analyse kritischer
Abhängigkeiten und deren Vermeidung. Es
brauche Anreize, die politische Akteure da-
zu bringen, sich mit den Chancen und Ge-
fahren, also Risiken ihrer Entscheidungen
auseinanderzusetzen. „Wenn Politiker nicht
nachweisen können, dass sie auf Basis einer
angemessenen Informationsgrundlage un-
ter Abwägung der Chancen und Risiken ge-
handelt haben, sollten sie sanktioniert wer-
den können.“
Wie Deutschland von russischer
Mit den irreparabel beschädigten Nord-Stream-Gaspipelines in der Ostsee dürfte die deutsch-russische Energiepartnerschaft endgültig Geschichte sein. Foto: dpa


